
                                                                             
                                

 

 

Vorlage-Nr.: BV/0672/2022 

                            - öffentlich - 

 

 

Betreff: Schulentwicklungsplan Eberswalde - Grundschulen 

 

Beratungsfolge: 

 

Stadtverordnetenversammlung 28.06.2022 Entscheidung 

 

 

Beschlussvorschlag: 

 

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, den Schulentwicklungsplan 2022 - 2027 für 

den Grundschulbereich der Stadt Eberswalde zu konkretisieren. Dazu werden in den 

Sitzungen der Ausschüsse für Stadtentwicklung, Wohnen und Umwelt und für Bildung, 

Jugend und Sport im dritten Quartal 2022 die Beratungen zur Standortplanung und zur 

Zeitplanung aufgenommen. 

 

 

Begründung 

 

Der aktuelle Kindertagesstättenbedarfs- und Schulentwicklungsplan für den Zeitraum 2022 

bis 2027 wird voraussichtlich in der Junisitzung des Kreistages beschlossen. Da die 

Bedarfsplanung im Grundschulbereich unabhängig davon durch die Kommunen erfolgen 

muss, ist es notwendig umgehend die notwendigen Schritte in den Fachausschüssen der 

Stadt Eberswalde auf die Tagesordnung zu setzen. 

 

Grundsätzlich wird der zusätzliche Bedarf in der Stadt Eberswalde im Band 2 / Seite 21 

dargestellt. " Es ist zu erkennen, dass der erwartete Bedarf die zur Verfügung stehenden 

Gesamtkapazitäten der öffentlichen Schulen voll ausschöpft bzw. teilweise überschreitet.  

Es wird empfohlen, die Kapazitäten dem Bedarf anzupassen." 
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In den Fachausschüssen der Stadt Eberswalde muss jetzt und möglichst frei von hohem 

Zeitdruck die Suche nach bzw. die Festlegung von einem geeigneten Standort beginnen. 

Dazu ist es erforderlich, die Machbarkeit darzustellen und das Baurecht vorzubereiten. Falls 

möglich sollten auch Fördermöglichkeiten evaluiert werden. Weiterhin müssen die 

inhaltlichen Rahmenbedingungen (Anzahl der Züge und die zeitliche Einordnung des 

Genehmigungsverfahrens) erörtert werden. 

 

Als Diskussionsgrundlage sollten im September folgende Daten dienen: 
 

Standort 
 

notwendige Flächengröße 
 

Langfristige und nachhaltige Einbindung in die Stadtstruktur (Einzugsbereich und Anbindung 

an den ÖPNV) 
 

Notwendige Zeitabläufe von Standortentscheidung bis Baureife 
 

Inhaltliche Rahmenbedingungen 
 

Zu errichtende Züge 
 

Pädagogische Anforderungen 
 

Organisatorische Abläufe (Genehmigungsverfahren durch das MBJS) 

 

 

gez. Karen Oehler 

Fraktionsvorsitzende 
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